
1 
 

 

 

 

Email v. 3. März 2023 des Initiators von ansTageslicht.de  
an die Abgeordneten im Landtag von Niedersachsen,  

die im Rechts- und/oder Petitionsauschuss sitzen 
 

Ich schreibe Ihnen als Vertreter des Onlinemediums ansTageslicht.de. Dort beschäftigen wir uns auch 
mit dem Justizgeschehen. U.a. mit einem Fall, der sich vor Ihrer Haustüre abspielt: seit 15 bzw. 18 
Jahren. Und bei dem die betroffene Klägerin nun 150.000 Euro als Vorschuss für ein "Vorgutachten" 
einzahlen muss, wenn die beiden Arzthaftungsverfahren, die gerichtsseitig wie ein Verfahren geführt 
werden, weitergehen sollen.  
  
Für die Klägerin ist das völlig unmöglich. Und ganz offensichtlich ist dies Teil einer langfristig 
angelegten Strategie der 9. Zivilkammer des LG Göttingen, nachdem der erste Versuch der Richter 
nicht geklappt hat: die Verfahren mittels der Überprüfung ihrer "Prozessfähigkeit", sprich: einer 
Psychiatrisierung abzuwürgen.  
  
Das hat nicht geklappt, die Klägerin war clever. Und seitdem versucht es die 9. Kammer mittels 
gezielter Prozessverschleppung - bis heute ins 15. bzw. 18. Jahr - 1. Instanz wohlgemerkt. Dies 
funktioniert vergleichsweise einfach: durch Beauftragung von Gutachtern, die lange brauchen 
und/oder nicht fertig werden. 
  
Der jetztige Gutachter (Nr. 3) sitzt bereits seit 11 Jahren daran und hatte vor kurzem signalisiert, dass 
er 2032 (ja,, Sie haben richtig gelesen) fertig sein könne (Konjunktiv). Das wäre dann im 28. Jahr seit 
Beginn des ersten bzw. 24. Jahr des zweiten Verfahrens. 
  
Nun hat ihn der Vors. Richter auf Ende 2026 festgelegt. Das wäre dann im 22. bzw. 18. Jahr seit 
Verfahrensbeginn. Ob das so kommt, bleibt abzuwarten. Bzw. ist - angesichts seines bisherigen 
Arbeitstempos - sehr fraglich. 
  
Denken Sie das ist normal? In Göttingen? In dem Bundesland, in dem Sie als gewählter Vertreter der 
Menschen im Landtag sitzen?  
  
Dass es überhaupt so lange läuft, hängt damit zusammen, dass die Richter eigentlich über die 
wichtigste Frage keinen Beweis erhoben haben: nämlich ob die vorgelegten 
Patientendokumentationen die Originale sind oder ob daran gefingert wurde. Nach § 404a ZPO wären 
sie eigentlich gesetzlich verpflichtet gewesen, aber sie sind der Meinung, dass dies "nicht zielführend" 
sei.  
  
Das derzeitige Vorgehen ist zumindest "zielführend" in dem Sinne, dass sich die Verfahren ohne 
absehbares Ende dahin ziehen. So hatte das Gericht einen ersten Beweistermin nach exakt 2.700 Tagen 
angesetzt. Und wenn dann das "Vorgutachten" tatsächlich 2026 fertig sein sollte (Konjunktiv!), werden 
dann weitere Gutachten notwendig werden, so die Richter. Und dann könne man auch über diese oder 
jenes, was sich als entscheidungsrelevant herausgestellt hat, Beweis erheben. Das ist die offiziell 
erklärte Vorgehensweise des LG Göttingen - nachzulesen  

entwedich schreibe Ihnen als Vertreter des Onlinemediums ansTageslicht.de. Dort beschäftigen wir uns 
auch mit dem Justizgeschehen. U.a. mit einem Fall, der sich vor Ihrer Haustüre abspielt: seit 15 bzw. 18 
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Jahren. Und bei dem die betroffene KLägerin nun 150.000 Euro als Vorschuss für ein "Vorgutachten" 
einzahlen muss, wenn die beiden Arzthaftungsverfahren, die gerichtsseitig wie ein Verfahren geführt 
werden, weitergehen sollen.  

  
Für die Klägerin ist das völlig unmöglich. Und ganz offensichtlich ist dies Teil einer langfristig 
angelegten Strategie der 9. Zivilkammer des LG Göttingen, nachdem der erste Versuch der Richter 
nicht geklappt hat: die Verfahren mittels der Überprüfung ihrer "Prozessfähigkeit", sprich: einer 
Psychiatrisierung abzuwürgen.  
  
Das hat nicht geklappt, die Klägerin war clever. Und seitdem versucht es die 9. Kammer mittels 
gezielter Prozessverschleppung - bis heute ins 15. bzw. 18. Jahr - 1. Instanz wohlgemerkt. Dies 
funktioniert vergleichsweise einfach: durch Beauftragung von Gutachtern, die lange brauchen 
und/oder nicht fertig werden. 
  
Der jetztige Gutachter (Nr. 3) sitzt bereits seit 11 Jahren daran und hatte vor kurzem signalisiert, dass 
er 2032 (ja,, Sie haben richtig gelesen) fertig sein könne (Konjunktiv). Das wäre dann im 28. Jahr seit 
Beginn des ersten bzw. 24. Jahr des zweiten Verfahrens. 
  
Nun hat ihn der Vors. Richter auf Ende 2026 festgelegt. Das wäre dann im 22. bzw. 18. Jahr seit 
Verfahrensbeginn. Ob das so kommt, bleibt abzuwarten. Bzw. ist - angesichts seines bisherigen 
Arbeitstempos - sehr fraglich. 
  
Denken Sie das ist normal? In Göttingen? In dem Bundesland, in dem Sie als gewählter Vertreter der 
Menschen im Landtag sitzen?  
  
Dass es überhaupt so lange läuft, hängt damit zusammen, dass die Richter eigentlich über die 
wichtigste Frage keinen Beweis erhoben haben: nämlich ob die vorgelegten 
Patientendokumentationen die Originale sind oder ob daran gefingert wurde. Nach § 404a ZPO wären 
sie eigentlich gesetzlich verpflichtet gewesen, aber sie sind der Meinung, dass dies "nicht zielführend" 
sei.  
  
Das derzeitige Vorgehen ist zumindest "zielführend" in dem Sinne, dass sich die Verfahren ohne 
absehbares Ende dahin ziehen. So hatte das Gericht einen ersten Beweistermin nach exakt 2.700 Tagen 
angesetzt. Und wenn dann das "Vorgutachten" tatsächlich 2026 fertig sein sollte (Konjunktiv!), werden 
dann weitere Gutachten notwendig werden, so die Richter. Und dann könne man auch über diese oder 
jenes, was sich als entscheidungsrelevant herausgestellt hat, Beweis erheben. Das ist die offiziell 
erklärte Vorgehensweise des LG Göttingen - nachzulesen  

 entweder in kompakter Form in dem angehängten PDF 

 oder ausführlich unter www.ansTageslicht.de/LandgerichtGoettingen.  

Zu Ihrer Information: Der Beklagte ist ein bekannter Zahnarzt bei Ihnen in Göttingen und hätte einiges 
zu verlieren. V.a. sein Image, denn er ist der Vorsitzende der Schiedskommission bei Ihrer 
Zahnärztekammer. Und im übrigen war er auch lange als Gutachter vor Göttinger Gerichten tätig. 
Vielleicht mögen Sie auch darin eine Erklärung sehen, weshalb sich hier so viele Merkwürdigkeiten 
ausmachen lassen - zu Lasten der Betroffenen. 
  
Ich schreibe Ihnen auch deshalb, weil ich Ihre Kolleg:innen aus dem Rechtsausschuss mit dem Fall 
vertraut gemacht habe. Und eine Umfrage bei eben jenen durchführe. Deswegen weil wir wissen 
wollen, ob sich Politiker überhaupt für drastische Probleme ganz normaler Menschen interessieren. 
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Bitte kommen Sie uns nicht mit der eingeübten Plattitüde, dass man dazu nichts sagen dürfe, weil 
Richter unabhängig seien. Wir wissen das. Aber wir wissen auch um den § 26 DRiG. Und die 
Interpretation des dazu gehörigen Standardkommentars Schmidt-Räntsch. 
  
Wäre es nämlich so, dass Richter machen könn(t)en, was sie wollen, würden sie in einem absolut 
rechtsfreien Raum agieren (können). Die Frage, die wir uns stellen, lautet: Agieren die Richter in einem 
rechtsfreien Raum? 
  
Diese Frage möchten wir jetzt Ihnen stellen! Und erfahren, ob das, was sich hier bei Ihnen in Göttingen 
abspielt, entweder einen Justizskandal darstellt oder ob es bei Ihnen juristischer Alltag ist? 
  
Wir freuen uns auf ein Feedback! 
  
Mit freundlichen Grüssen von 
Johannes Ludwig 
 
 
++++++++++++++++++++ 
Prof. Dr. Johannes Ludwig 
mail@johannesludwig.de 


